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Stadtverordnetenversammlung
Brandenburg an der Havel   Antrag Nr.:    026/2023

Fraktion DIE LINKE   Datum:   24.01.2023

Fraktion/Stadtverordnete

(zehn vom Hundert der Stadtverordneten)

  zur Behandlung in 
öffentlicher  Sitzung

 

Beschlussantrag an die Stadtverordnetenversammlung

Betreff: Veröffentlichung kommunaler Arbeitshinweise lt. Beschluss 323/2013

Beratungsfolge:
Datum Gremium

13.02.2023 Hauptausschuss
01.03.2023 Stadtverordnetenversammlung

Beschlussvorschlag:
Die Verwaltung wird beauftragt, die kommunalen Arbeitshinweise die der Bearbeitung der 
Anträge im Bereich des SGB II sowie des SGB XII zu Grunde liegen (§ 22, 23 und 24 SGB II) 
den aktuellen Preisentwicklungen anzupassen und zu veröffentlichen.

Die SVV ist über die Umsetzung des Beschlusses in geeigneter Form zu informieren. 
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Begründung:
Mit dem o.g. Beschluss wurde die Verwaltung beauftragt, die kommunalen Arbeitshinweise, 
die der Bearbeitung der Anträge im Bereich des SGB II sowie des SGB XII zu Grunde liegen
in ihrer jeweils aktuellen Fassung in geeigneter Weise zu veröffentlichen. (z.B. Homepage der 
Stadt) bzw. auf andere Weise den Bürgerinnen und Bürgern zugänglich zu machen.

Diese sind zu finden unter https://www.stadt-brandenburg.de/dienstleistungen/grundsicherung-fuer-
arbeitsuchende

Die in den letzten Jahren stattgefundene Preisentwicklung, insbesondere der letzten 2 Jahre 
wurde nach unserer Auffassung nicht berücksichtigt.

Die Richtlinie nach § 24 SGB II ist aus dem Jahr 2015, offensichtlich fand hier seit längerem 
keine Anpassung statt. 
Wir beauftragen angesichts der Preisentwicklung deshalb die Verwaltung hier dringend ein 
Update der Richtlinien vorzunehmen.

Für die Leistungsempfänger*innen ist es nicht zumutbar, z.B. nur in Kleiderkammern oder mit 
Gebrauchtwaren ihre Ausstattung zu realisieren. 

Auch aus den Regelbedarfen ist eine Kompensation nicht mehr möglich, die meisten 
Lebenshaltungskosten steigen, insbesondere für Lebensmittel, Energie u.ä. Mit 8,8% Inflation 
trifft es Menschen mit wenig Einkommen am härtesten. 

Anlagen:
 


